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1 9 8 . Verordnung: Aufhebung der Verordnung, mit der der Gefährdungsbereich des Munitions-
lagers Hüttenstein bestimmt wurde

1 9 9 . Verordnung: Mündliche Erklärung zur Ermittlung des Zollwertes
2 0 0 . Kundmachung: Ermittlung der Richtzahl für das Kalenderjahr 1972
2 0 1 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung der Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung

1967 — KDV 1967 durch den Verfassungsgerichtshof
2 0 2 . Kundmachung: Beitritt Saudi-Arabiens zur Konvention zum Schutz von Kulturgut bei be-

waffneten Konflikten
2 0 3 . Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Unga-

rischen Volksrepublik zur Durchführung des Abkommens über Paß- und
Zollabfertigung

1 9 8 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 27. Mai 1971, be-
treffend die Aufhebung der Verordnung vom
10. Juni 1968, BGBl. Nr. 218, mit der der

Gefährdungsbereich des Munitionslagers
Hüttenstein bestimmt wurde

Auf Grund des § 9 des Bundesgesetzes vom
31. Mai 1967 über militärische Munitionslager,
BGBl. Nr. 197, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Landesverteidigung vom 10. Juni 1968, BGBl.
Nr. 218, mit der der Gefährdungsbereich des
Munitionslagers Hüttenstein im Sinne des § 23
Abs. 2 des Bundesgesetzes über militärische Muni-
tionslager, BGBl. Nr. 197/1967, bestimmt worden
ist, wird infolge der endgültigen Auflassung
dieses Munitionslagers aufgehoben.

Lütgendorf

1 9 9 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 2. Juni 1971 über die münd-
liche Erklärung zur Ermittlung des Zollwertes

Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Wertzoll-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 60, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 64/1971 wird verord-
net:

§ 1. Wird in den nachstehend angeführten
Fällen die Warenerklärung auf Grund der zoll-
rechtlichen Bestimmungen mündlich abgegeben,
so ist auch die Abgabe einer mündlichen, jedoch
nach Waren aufgegliederten Erklärung zur Er-
mittlung des Zollwertes zulässig, sofern das Zoll-
amt gegen die Richtigkeit des Wertes keine
Bedenken hat:

1. In den im § 73 Abs. 3 des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, genannten einfachen Vormerk-
fällen kleineren Umfanges, insbesondere im
kleinen Grenzverkehr;

2. im Eingangsvormerkverkehr für Waren
zum Gebrauch von Reisenden;

3. im Eingangsvormerkverkehr für Tiere zu
Arbeits-, Weide- oder Zuchtzwecken sowie zur
tierärztlichen Behandlung;

4. für Sendungen im Postverkehr; wenn der
Wert der zur Abfertigung gelangenden wertzoll-
pflichtigen Waren den Betrag von 10.000 S nicht
übersteigt;

5. in den anderen als den unter Z. 4 genannten
Fällen von Abfertigungen zum freien Verkehr,
wenn der Wert der zur Abfertigung gelangenden
wertzollpflichtigen Waren den Betrag von 5000 S
nicht übersteigt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 15. Juni 1971
in Kraft.

Androsch

2 0 0 . Kundmachung des Bundesministers
für soziale Verwaltung vom 28. Mai 1971
über die Ermittlung der Richtzahl für das

Kalenderjahr 1972
Gemäß § 108 a Abs. 1 des Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in
der Fassung des Pensionsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 96/1965, wird kundgemacht:

Die auf Grund des § 108 a des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes ermittelte Richtzahl
für das Kalenderjahr 1972 beträgt 1,074.

Hänser

6 117
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2 0 1 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
28. Mai 1971 über die Aufhebung einiger
Worte im § 4 Abs. 5 erster Satz der Ver-
ordnung des Bundesministers für Handel,
Gewerbe und Industrie vom 30. November
1967, BGBl. Nr. 399, über die Durchführung
des Kraftfahrgesetzes 1967 (Kraftfahrgesetz-
Durchführungsverordnung 1967 — KDV

1967) durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß § 60 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 4. März 1971, V 26/70-10, die im
§ 4 Abs. 5 erster Satz der Verordnung des Bun-
desministers für Handel, Gewerbe und Industrie
vom 30. November 1967, BGBl. Nr. 399, über
die Durchführung des Kraftfahrgesetzes 1967
(Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung 1967
— KDV 1967) in der Fassung der zweiten No-
velle zur KDV 1967, BGBl. Nr. 204/1968 ent-

haltenen Worte „und zur Verwendung als
Schnee- und Matschreifen" als gesetzwidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tag der Kund-
machung in Kraft.

Staribacher

2 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. Juni 1971 betreffend den Beitritt
Saudi-Arabiens zur Konvention vom
14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei

bewaffneten Konflikten
Nach Mitteilung des Generaldirektors der

Organisation für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur der Vereinten Nationen hat Saudi-
Arabien am 20. Jänner 1971 seine Beitritts-
urkunde zur Konvention zum Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (BGBl.
Nr. 58/1964, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 402/1968) hinterlegt.

Häuser

203.
V E R E I N B A R U N G

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Un-
garischen Volksrepublik zur Durchfüh-
rung des Abkommens über Paß- und

Zollabfertigung vom 9. April 1965

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 2, Artikel 14
und Artikel 22 des Abkommens vom 9. April
1965 zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über Paß- und Zoll-
abfertigung wird vereinbart:

Artikel 1

(1) Folgende Räumlichkeiten sind für die
österreichischen Paßkontroll- und Zolldienst-
stellen bestimmt:

a) im Bahnhof Hegyeshalom: 3 Amtsräume
(43•3 m2) im Erdgeschoß und 1 Amts-
raum (14•6 m2) im Obergeschoß des neuen
Grenzabfertigungsgebäudes, sowie 5 Auf-
enthalts- und Registraturräume (je 6•72 m2)
in der Bannhofskaserne und 2 Amtsräume
(42•37 m2) im alten Grenzabfertigungsge-
bäude;

b) im Bahnhof Sopron (GYESEV): 3 Amts-
räume (52•36 m2) im Erdgeschoß des Auf-
nahmegebäudes und 1 Amtsraum (9•88 m2)
im ersten Stock des Aufnahmegebäudes;

c) im Bahnhof Sopron déli pályaudvar: 4 Amts-
räume (62•24 m2) im Erdgeschoß des Maga-
zingebäudes und 1 Amtsraum (13•55 m2)
im Obergeschoß des Magazingebäudes;
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d) im Bahnhof Szentgotthárd: 1 Amtsraum
(10•8 m2).

(2) Die im Absatz 1 enthaltenen Bestimmungen
können durch Notenwechsel zwischen den Re-
gierungen der Vertragsstaaten geändert werden.

Artikel 2

(1) Die österreichische Grenzabfertigung wird
auf dem Gebiet der Ungarischen Volksrepublik
auf den Eisenbahnstrecken

a) zwischen der Staatsgrenze bei Nickelsdorf
und dem Bahnhof Hegyeshalom,

b) zwischen der Staatsgrenze bei Jennersdorf
und dem Bahnhof Szentgotthárd,

nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in den grenz-
überschreitenden Reisezügen vorgenommen.

(2) Bei welchen Reisezügen die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 vorliegen, stellen
die zuständige Zoll-, Sicherheits- und Eisen-
bahnbehörde jeweils für eine Fahrplanperiode
fest.

Artikel 3

In den im Artikel 2 genannten Zügen ist den
österreichischen Bediensteten, welche die Grenz-
abfertigung im Zug durchführen, jeweils ein
Abteil erster Klasse, sofern diese Klasse jedoch
nicht geführt wird, ein Abteil zweiter Klasse
unentgeltlich vorzubehalten.

Artikel 4

Die Dienstzeiten der Paßkontroll- und Zoll-
dienststellen jedes der beiden Vertragsstaaten
sind je nach Bedarf und entsprechend den Ab-
fahrts- und Ankunftszeiten der grenzüberschrei-
tenden Züge von den zuständigen Behörden
des einen Vertragsstaates unter Bedachtnahme
auf die Dienstzeiten der Paßkontroll- und Zoll-
dienststellen des anderen Vertragsstaates fest-
zusetzen.

Artikel 5

(1) Die Grenzabfertigung wird vorgenommen
a) im Verkehr über Hegyeshalom

1. durch die österreichischen Bediensteten
bei der Ausreise aus der Republik Öster-
reich im Zug während der Fahrt und
während des Aufenthaltes im Bahnhof,
hinsichtlich der in Hegyeshalom aus-
steigenden Reisenden jedoch auch im
Bahnhof;

2. durch die ungarischen Bediensteten bei
der Einreise in die Ungarische Volks-
republik im Zug nach der Ankunft
oder im Bahnhof, nachdem die be-
treffende Person der österreichischen
Grenzabfertigung unterzogen wurde;
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3. durch die ungarischen Bediensteten bei
der Ausreise aus der Ungarischen Volks-
republik im Zug spätestens während
des Aufenthaltes im Bahnhof, hinsicht-
lich der in Hegyeshalom zusteigenden
Reisenden im Bahnhof;

4. durch die österreichischen Bediensteten
bei der Einreise in die Republik Öster-
reich im Zug während des Aufent-
haltes im Bahnhof und nach der Ab-
fahrt des Zuges, hinsichtlich der in
Hegyeshalom zusteigenden Reisenden im
Bahnhof, in allen Fällen, nachdem die
betreffende Person der ungarischen Grenz-
abfertigung unterzogen wurde;

b) im Verkehr über Sopron im Zug während
des Aufenthaltes im Bahnhof oder im Bahn-
hof; die Eingangsabfertigung einer Person
darf hiebei erst nach Beendigung der Aus-
gangsabfertigung begonnen werden. Der
Durchgangsverkehr wird hiedurch nicht be-
rührt;

c) im Verkehr über Szentgotthárd
1. durch die österreichischen Bediensteten

bei der Ausreise aus der Republik
Österreich im Zug während der Fahrt
und im Bahnhof;

2. durch die ungarischen Bediensteten bei
der Einreise in die Ungarische Volks-
republik im Zug nach der Ankunft
oder im Bahnhof, nachdem die be-
treffende Person der österreichischen
Grenzabfertigung unterzogen wurde;

3. durch die ungarischen Bediensteten bei
der Ausreise aus der Ungarischen Volks-
republik im Bahnhof;

4. durch die österreichischen Bediensteten
bei der Einreise in die Republik Öster-
reich im Zug während des Aufenthaltes
im Bahnhof und nach Abfahrt des
Zuges, nachdem die betreffende Person
der ungarischen Grenzabfertigung unter-
zogen wurde;

(2) Wird von den die Ausreisekontrolle durch-
führenden Bediensteten das Reisedokument einer
im Zug verbleibenden Person in Verwahrung
genommen und der betreffenden Person nicht
vor dem Zeitpunkt zurückgegeben, in dem der
Zugsteil, in welchem sich diese Person befindet,
der Einreisekontrolle unterzogen wird, so haben
die Bediensteten des Ausreisestaates das Reise-
dokument unmittelbar den Bediensteten des
Einreisestaates zu übergeben.

Artikel 6

Die Verbringung von Waren und anderen
Vermögensgegenständen in das Gebiet des Nach-
barstaates gemäß Artikel 6 des Abkommens
vom 9. April 1965 ist, sofern sie im Zuge der
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Ausgangsabfertigung des Nachbarstaates zurück-
gehalten oder beschlagnahmt wurden, der Zoll-
dienststelle des Gebietsstaates mitzuteilen.

Artikel 7

(1) Die im Artikel 9 Absatz 1 des Abkommens
vom 9. April 1965 erwähnten Grenzübertritts-
ausweise sind mit einem Namensverzeichnis
in doppelter Ausfertigung der örtlichen Paß-
kontrolldienststelle des Gebietsstaates zwecks
Vidierung zu übergeben. Von der Verwei-
gerung oder dem Widerruf der Vidierung macht
der Leiter der örtlichen Paßkontrolldienststelle
des Gebietsstaates Mitteilung zur Weiterbe-
förderung an die Behörde, die den Grenzüber-
trittsausweis ausgestellt hat.

(2) Mit dem Grenzübertrittsausweis kann
der Grenzübertritt auch an einem dem gemein-
schaftlichen Grenzbahnhof naheliegenden Grenz-
übergang erfolgen.

Artikel 8

(1) Diese Vereinbarung tritt am 60. Tage
nach der Unterzeichnung in Kraft.

(2) Diese Vereinbarung kann jederzeit schrift-
lich gekündigt werden und tritt sechs Monate
nach ihrer Kündigung außer Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die beider-
seitigen Bevollmächtigten diese Vereinbarung
mit ihren Unterschriften und mit Siegeln ver-
sehen.

GESCHEHEN in Wien, am 28. April 1971
in doppelter Urschrift in deutscher und un-
garischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die
Österreichische Bundesregierung:

Walter Wodak m. p.

Für die
Regierung der

Ungarischen Volksrepublik:

Dr. András Terpitkó m. p.

Die vorstehende Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 8 Abs. 1 am 27. Juni 1971
in Kraft.

Kreisky
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